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(3) Die Agentur für Arbeit darf in einen durch einen Arbeitskampf unmittel-
bar betroffenen Bereich nur dann vermitteln, wenn die oder der Arbeitsuchen-
de und der Arbeitgeber dies trotz eines Hinweises auf den Arbeitskampf ver-
langen.
(4) 1 Die Agentur für Arbeit ist bei der Vermittlung nicht verpflichtet zu

prüfen, ob der vorgesehene Vertrag ein Arbeitsvertrag ist. 2Wenn ein Arbeits-
verhältnis erkennbar nicht begründet werden soll, kann die Agentur für Arbeit
auf Angebote zur Aufnahme einer selbständigen Tätigkeit hinweisen; Absatz 1
gilt entsprechend.

§ 37 Potenzialanalyse und Eingliederungsvereinbarung. (1) 1 Die Agen-
tur für Arbeit hat unverzüglich nach der Ausbildungsuchendmeldung oder
Arbeitsuchendmeldung zusammen mit der oder dem Ausbildungsuchenden
oder der oder dem Arbeitsuchenden die für die Vermittlung erforderlichen
beruflichen und persönlichen Merkmale, beruflichen Fähigkeiten und die Eig-
nung festzustellen (Potenzialanalyse). 2 Die Potenzialanalyse erstreckt sich auch
auf die Feststellung, ob und durch welche Umstände die berufliche Einglie-
derung voraussichtlich erschwert sein wird.
(2) 1 In einer Eingliederungsvereinbarung, die die Agentur für Arbeit zusam-

men mit der oder dem Ausbildungsuchenden oder der oder dem Arbeitsuchen-
den trifft, werden für einen zu bestimmenden Zeitraum festgelegt
1. das Eingliederungsziel,
2. die Vermittlungsbemühungen der Agentur für Arbeit,
3. welche Eigenbemühungen zur beruflichen Eingliederung die oder der Aus-
bildungsuchende oder die oder der Arbeitsuchende in welcher Häufigkeit
mindestens unternehmen muss und in welcher Form diese nachzuweisen
sind,

4. die vorgesehenen Leistungen der aktiven Arbeitsförderung.
2 Die besonderen Bedürfnisse behinderter und schwerbehinderter Menschen
sollen angemessen berücksichtigt werden.
(3) 1 Der oder dem Ausbildungsuchenden oder der oder dem Arbeitsuchen-

den ist eine Ausfertigung der Eingliederungsvereinbarung auszuhändigen. 2 Die
Eingliederungsvereinbarung ist sich ändernden Verhältnissen anzupassen; sie ist
fortzuschreiben, wenn in dem Zeitraum, für den sie zunächst galt, die Aus-
bildungssuche oder Arbeitsuche nicht beendet wurde. 3 Sie ist spätestens nach
sechsmonatiger Arbeitslosigkeit, bei arbeitslosen und ausbildungsuchenden jun-
gen Menschen spätestens nach drei Monaten, zu überprüfen. 4 Kommt eine
Eingliederungsvereinbarung nicht zustande, sollen die nach Absatz 2 Satz 1
Nummer 3 erforderlichen Eigenbemühungen durch Verwaltungsakt festgesetzt
werden.

§ 38 Rechte und Pflichten der Ausbildung- und Arbeitsuchenden.
(1) 1 Personen, deren Ausbildungs- oder Arbeitsverhältnis endet, sind ver-

pflichtet, sich spätestens drei Monate vor dessen Beendigung persönlich bei der
Agentur für Arbeit arbeitsuchend zu melden. 2 Liegen zwischen der Kenntnis
des Beendigungszeitpunktes und der Beendigung des Ausbildungs- oder Ar-
beitsverhältnisses weniger als drei Monate, haben sie sich innerhalb von drei
Tagen nach Kenntnis des Beendigungszeitpunktes zu melden. 3 Zur Wahrung

3. Kapitel. Aktive Arbeitsförderung §§ 37, 38 SGB III 3
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der Frist nach den Sätzen 1 und 2 reicht eine Anzeige unter Angabe der
persönlichen Daten und des Beendigungszeitpunktes aus, wenn die persönliche
Meldung nach terminlicher Vereinbarung nachgeholt wird. 4 Die Pflicht zur
Meldung besteht unabhängig davon, ob der Fortbestand des Ausbildungs- oder
Arbeitsverhältnisses gerichtlich geltend gemacht oder vom Arbeitgeber in Aus-
sicht gestellt wird. 5 Die Pflicht zur Meldung gilt nicht bei einem betrieblichen
Ausbildungsverhältnis. 6 Im Übrigen gelten für Ausbildung- und Arbeitsuchen-
de die Meldepflichten im Leistungsverfahren nach den §§ 309 und 310 ent-
sprechend.
(2) 1 Ausbildung- und Arbeitsuchende, die Dienstleistungen der Bundes-

agentur in Anspruch nehmen, haben dieser die für eine Vermittlung erforderli-
chen Auskünfte zu erteilen, Unterlagen vorzulegen und den Abschluss eines
Ausbildungs- oder Arbeitsverhältnisses unter Benennung des Arbeitgebers und
seines Sitzes unverzüglich mitzuteilen. 2 Sie können die Weitergabe ihrer Un-
terlagen von deren Rückgabe an die Agentur für Arbeit abhängig machen oder
ihre Weitergabe an namentlich benannte Arbeitgeber ausschließen. 3 Die An-
zeige- und Bescheinigungspflichten im Leistungsverfahren bei Arbeitsunfähig-
keit nach § 311 gelten entsprechend.
(3) 1 Die Arbeitsvermittlung ist durchzuführen,

1. solange die oder der Arbeitsuchende Leistungen zum Ersatz des Arbeitsent-
gelts bei Arbeitslosigkeit oder Transferkurzarbeitergeld beansprucht oder

2. bis bei Meldepflichtigen nach Absatz 1 der angegebene Beendigungszeit-
punkt des Ausbildungs- oder Arbeitsverhältnisses erreicht ist.

2 Im Übrigen kann die Agentur für Arbeit die Arbeitsvermittlung einstellen,
wenn die oder der Arbeitsuchende die ihr oder ihm nach Absatz 2 oder der
Eingliederungsvereinbarung oder dem Verwaltungsakt nach § 37 Absatz 3
Satz 4 obliegenden Pflichten nicht erfüllt, ohne dafür einen wichtigen Grund
zu haben. 3 Die oder der Arbeitsuchende kann die Arbeitsvermittlung erneut
nach Ablauf von zwölf Wochen in Anspruch nehmen.
(4) 1 Die Ausbildungsvermittlung ist durchzuführen,

1. bis die oder der Ausbildungsuchende in Ausbildung, schulische Bildung oder
Arbeit einmündet oder sich die Vermittlung anderweitig erledigt oder

2. solange die oder der Ausbildungsuchende dies verlangt.
2 Absatz 3 Satz 2 gilt entsprechend.

§ 39 Rechte und Pflichten der Arbeitgeber. (1) 1 Arbeitgeber, die Dienst-
leistungen der Bundesagentur in Anspruch nehmen, haben die für eine Ver-
mittlung erforderlichen Auskünfte zu erteilen und Unterlagen vorzulegen. 2 Sie
können deren Überlassung an namentlich benannte Ausbildung- und Arbeit-
suchende ausschließen oder die Vermittlung darauf begrenzen, dass ihnen
Daten von geeigneten Ausbildung- und Arbeitsuchenden überlassen werden.
(2) 1 Die Agentur für Arbeit soll dem Arbeitgeber eine Arbeitsmarktberatung

anbieten, wenn sie erkennt, dass eine gemeldete freie Ausbildungs- oder Ar-
beitsstelle durch ihre Vermittlung nicht in angemessener Zeit besetzt werden
kann. 2 Sie soll diese Beratung spätestens nach drei Monaten anbieten.
(3) 1 Die Agentur für Arbeit kann die Vermittlung zur Besetzung einer Aus-

bildungs- oder Arbeitsstelle einstellen, wenn

3 SGB III § 39 3. Buch. Arbeitsförderung
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1. sie erfolglos bleibt, weil die Arbeitsbedingungen der angebotenen Stelle
gegenüber denen vergleichbarer Ausbildungs- oder Arbeitsstellen so ungüns-
tig sind, dass sie den Ausbildung- oder Arbeitsuchenden nicht zumutbar sind,
und die Agentur für Arbeit den Arbeitgeber darauf hingewiesen hat,

2. der Arbeitgeber keine oder unzutreffende Mitteilungen über das Nicht-
zustandekommen eines Ausbildungs- oder Arbeitsvertrags mit einer oder
einem vorgeschlagenen Ausbildungsuchenden oder einer oder einem vor-
geschlagenen Arbeitsuchenden macht und die Vermittlung dadurch er-
schwert wird,

3. die Stelle auch nach erfolgter Arbeitsmarktberatung nicht besetzt werden
kann, jedoch frühestens nach Ablauf von sechs Monaten, die Ausbildungs-
vermittlung jedoch frühestens drei Monate nach Beginn eines Ausbildungs-
jahres.

2 Der Arbeitgeber kann die Vermittlung erneut in Anspruch nehmen.

Dritter Unterabschnitt. Gemeinsame Vorschriften

§ 40 Allgemeine Unterrichtung. (1) Die Agentur für Arbeit soll Ausbil-
dung- und Arbeitsuchenden sowie Arbeitgebern in geeigneter Weise Gelegen-
heit geben, sich über freie Ausbildungs- und Arbeitsstellen sowie über Aus-
bildung- und Arbeitsuchende zu unterrichten.
(2) 1 Bei der Beratung, Vermittlung und Berufsorientierung sind Selbstinfor-

mationseinrichtungen einzusetzen. 2 Diese sind an die technischen Entwick-
lungen anzupassen.
(3) 1 Die Agentur für Arbeit darf in die Selbstinformationseinrichtungen

Daten über Ausbildungsuchende, Arbeitsuchende und Arbeitgeber nur aufneh-
men, soweit sie für die Vermittlung erforderlich sind und von Dritten keiner
bestimmten oder bestimmbaren Person zugeordnet werden können. 2 Daten,
die von Dritten einer bestimmten oder bestimmbaren Person zugeordnet wer-
den können, dürfen nur mit Einwilligung der Betroffenen aufgenommen
werden. 3 Betroffenen ist auf Verlangen ein Ausdruck der aufgenommenen
Daten zuzusenden. 4 Die Agentur für Arbeit kann von der Aufnahme von
Daten über Ausbildungs- und Arbeitsstellen in die Selbstinformationseinrich-
tungen absehen, wenn diese dafür nicht geeignet sind.

§ 41 Einschränkung des Fragerechts. 1 Die Agentur für Arbeit darf von
Ausbildung- und Arbeitsuchenden keine Daten erheben, die ein Arbeitgeber
vor Begründung eines Ausbildungs- oder Arbeitsverhältnisses nicht erfragen
darf. 2 Daten über die Zugehörigkeit zu einer Gewerkschaft, Partei, Religions-
gemeinschaft oder vergleichbaren Vereinigung dürfen nur bei der oder dem
Ausbildungsuchenden und der oder dem Arbeitsuchenden erhoben werden.
3 Die Agentur für Arbeit darf diese Daten nur erheben und nutzen, wenn
1. eine Vermittlung auf eine Ausbildungs- oder Arbeitsstelle
a) in einem Tendenzunternehmen oder -betrieb im Sinne des § 118 Absatz 1
Satz 1 des Betriebsverfassungsgesetzes oder

b) bei einer Religionsgemeinschaft oder in einer zu ihr gehörenden karitati-
ven oder erzieherischen Einrichtung

vorgesehen ist,

3. Kapitel. Aktive Arbeitsförderung §§ 40, 41 SGB III 3
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2. die oder der Ausbildungsuchende oder die oder der Arbeitsuchende bereit
ist, auf eine solche Ausbildungs- oder Arbeitsstelle vermittelt zu werden, und

3. bei einer Vermittlung nach Nummer 1 Buchstabe a die Art der auszuüben-
den Tätigkeit diese Beschränkung rechtfertigt.

§ 42 Grundsatz der Unentgeltlichkeit. (1) Die Agentur für Arbeit übt die
Beratung und Vermittlung unentgeltlich aus.
(2) Die Agentur für Arbeit kann vom Arbeitgeber die Erstattung besonderer,

bei einer Arbeitsvermittlung entstehender Aufwendungen (Aufwendungsersatz)
verlangen, wenn
1. die Aufwendungen den gewöhnlichen Umfang erheblich übersteigen und
2. sie den Arbeitgeber bei Beginn der Arbeitsvermittlung über die Erstattungs-
pflicht unterrichtet hat.
(3) 1 Die Agentur für Arbeit kann von einem Arbeitgeber, der die Auslands-

vermittlung auf Grund zwischenstaatlicher Vereinbarungen oder Vermittlungs-
absprachen der Bundesagentur mit ausländischen Arbeitsverwaltungen in An-
spruch nimmt, eine Gebühr (Vermittlungsgebühr) erheben. 2 Die Vorschriften
des Verwaltungskostengesetzes sind anzuwenden.
(4) Der Arbeitgeber darf sich den Aufwendungsersatz oder die Vermittlungs-

gebühr weder ganz noch teilweise von der vermittelten Arbeitnehmerin oder
dem vermittelten Arbeitnehmer oder einem Dritten erstatten lassen.

§ 43 Anordnungsermächtigung. 1 Die Bundesagentur wird ermächtigt,
durch Anordnung die gebührenpflichtigen Tatbestände für die Vermittlungs-
gebühr zu bestimmen und dabei feste Sätze vorzusehen. 2 Für die Bestimmung
der Gebührenhöhe können auch Aufwendungen für Maßnahmen, die geeignet
sind, die Eingliederung ausländischer Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
in die Wirtschaft und in die Gesellschaft zu erleichtern oder die der Über-
wachung der Einhaltung der zwischenstaatlichen Vereinbarungen oder Abspra-
chen über die Vermittlung dienen, berücksichtigt werden.

Zweiter Abschnitt. Aktivierung und berufliche Eingliederung

§ 44 Förderung aus dem Vermittlungsbudget. (1) 1 Ausbildungsuchende,
von Arbeitslosigkeit bedrohte Arbeitsuchende und Arbeitslose können aus dem
Vermittlungsbudget der Agentur für Arbeit bei der Anbahnung oder Aufnahme
einer versicherungspflichtigen Beschäftigung gefördert werden, wenn dies für
die berufliche Eingliederung notwendig ist. 2 Sie sollen insbesondere bei der
Erreichung der in der Eingliederungsvereinbarung festgelegten Eingliederungs-
ziele unterstützt werden. 3 Die Förderung umfasst die Übernahme der an-
gemessenen Kosten, soweit der Arbeitgeber gleichartige Leistungen nicht oder
voraussichtlich nicht erbringen wird.
(2) Nach Absatz 1 kann auch die Anbahnung oder die Aufnahme einer ver-

sicherungspflichtigen Beschäftigung mit einer Arbeitszeit von mindestens 15
Stunden wöchentlich in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union,
einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum oder in der Schweiz gefördert werden.

3 SGB III §§ 42–44 3. Buch. Arbeitsförderung
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(3) 1 Die Agentur für Arbeit entscheidet über den Umfang der zu erbringen-
den Leistungen; sie kann Pauschalen festlegen. 2 Leistungen zur Sicherung des
Lebensunterhalts sind ausgeschlossen. 3 Die Förderung aus dem Vermittlungs-
budget darf die anderen Leistungen nach diesem Buch nicht aufstocken, erset-
zen oder umgehen.

§ 45 Maßnahmen zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung.
(1) 1 Ausbildungsuchende, von Arbeitslosigkeit bedrohte Arbeitsuchende

und Arbeitslose können bei Teilnahme an Maßnahmen gefördert werden, die
ihre berufliche Eingliederung durch
1. Heranführung an den Ausbildungs- und Arbeitsmarkt,
2. Feststellung, Verringerung oder Beseitigung von Vermittlungshemmnissen,
3. Vermittlung in eine versicherungspflichtige Beschäftigung,
4. Heranführung an eine selbständige Tätigkeit oder
5. Stabilisierung einer Beschäftigungsaufnahme
unterstützen (Maßnahmen zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung).
2 Für die Aktivierung von Arbeitslosen, deren berufliche Eingliederung auf
Grund von schwerwiegenden Vermittlungshemmnissen, insbesondere auf
Grund der Dauer ihrer Arbeitslosigkeit, besonders erschwert ist, sollen Maß-
nahmen gefördert werden, die nach inhaltlicher Ausgestaltung und Dauer den
erhöhten Stabilisierungs- und Unterstützungsbedarf der Arbeitslosen berück-
sichtigen. 3 Versicherungspflichtige Beschäftigungen mit einer Arbeitszeit von
mindestens 15 Stunden wöchentlich in einem anderen Mitgliedstaat der Euro-
päischen Union oder einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den
Europäischen Wirtschaftsraum sind den versicherungspflichtigen Beschäftigun-
gen nach Satz 1 Nummer 3 gleichgestellt. 4 Die Förderung umfasst die Über-
nahme der angemessenen Kosten für die Teilnahme, soweit dies für die beruf-
liche Eingliederung notwendig ist. 5 Die Förderung kann auf die Weiterleistung
von Arbeitslosengeld beschränkt werden.
(2) 1 Die Dauer der Einzel- oder Gruppenmaßnahmen muss deren Zweck

und Inhalt entsprechen. 2 Soweit Maßnahmen oder Teile von Maßnahmen nach
Absatz 1 bei oder von einem Arbeitgeber durchgeführt werden, dürfen diese
jeweils die Dauer von sechs Wochen nicht überschreiten. 3 Die Vermittlung
von beruflichen Kenntnissen in Maßnahmen zur Aktivierung und beruflichen
Eingliederung darf die Dauer von acht Wochen nicht überschreiten. 4Maßnah-
men des Dritten Abschnitts sind ausgeschlossen.
(3) Die Agentur für Arbeit kann unter Anwendung des Vergaberechts Träger

mit der Durchführung von Maßnahmen nach Absatz 1 beauftragen.
(4) 1 Die Agentur für Arbeit kann der oder dem Berechtigten das Vorliegen

der Voraussetzungen für eine Förderung nach Absatz 1 bescheinigen und Maß-
nahmeziel und -inhalt festlegen (Aktivierungs- und Vermittlungsgutschein).
2 Der Aktivierungs- und Vermittlungsgutschein kann zeitlich befristet sowie
regional beschränkt werden. 3 Der Aktivierungs- und Vermittlungsgutschein
berechtigt zur Auswahl
1. eines Trägers, der eine dem Maßnahmeziel und -inhalt entsprechende und
nach § 179 zugelassene Maßnahme anbietet,

2. eines Trägers, der eine ausschließlich erfolgsbezogen vergütete Arbeitsver-
mittlung in versicherungspflichtige Beschäftigung anbietet, oder

3. Kapitel. Aktive Arbeitsförderung § 45 SGB III 3
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3. eines Arbeitgebers, der eine dem Maßnahmeziel und -inhalt entsprechende
betriebliche Maßnahme von einer Dauer bis zu sechs Wochen anbietet.

4 Der ausgewählte Träger nach Satz 3 Nummer 1 und der ausgewählte Arbeit-
geber nach Satz 3 Nummer 3 haben der Agentur für Arbeit den Aktivierungs-
und Vermittlungsgutschein vor Beginn der Maßnahme vorzulegen. 5 Der aus-
gewählte Träger nach Satz 3 Nummer 2 hat der Agentur für Arbeit den
Aktivierungs- und Vermittlungsgutschein nach erstmaligem Vorliegen der Aus-
zahlungsvoraussetzungen vorzulegen.
(5) Die Agentur für Arbeit soll die Entscheidung über die Ausgabe eines

Aktivierungs- und Vermittlungsgutscheins nach Absatz 4 von der Eignung und
den persönlichen Verhältnissen der Förderberechtigten oder der örtlichen Ver-
fügbarkeit von Arbeitsmarktdienstleistungen abhängig machen.
(6) 1 Die Vergütung richtet sich nach Art und Umfang der Maßnahme und

kann aufwands- oder erfolgsbezogen gestaltet sein; eine Pauschalierung ist
zulässig. 2 § 83 Absatz 2 gilt entsprechend. 3 Bei einer erfolgreichen Arbeits-
vermittlung in versicherungspflichtige Beschäftigung durch einen Träger nach
Absatz 4 Satz 3 Nummer 2 beträgt die Vergütung 2 000 Euro. 4 Bei Langzeit-
arbeitslosen und behinderten Menschen nach § 2 Absatz 1 des Neunten Bu-
ches1) kann die Vergütung auf eine Höhe von bis zu 2 500 Euro festgelegt
werden. 5 Die Vergütung nach den Sätzen 3 und 4 wird in Höhe von 1 000
Euro nach einer sechswöchigen und der Restbetrag nach einer sechsmonatigen
Dauer des Beschäftigungsverhältnisses gezahlt. 6 Eine erfolgsbezogene Ver-
gütung für die Arbeitsvermittlung in versicherungspflichtige Beschäftigung ist
ausgeschlossen, wenn das Beschäftigungsverhältnis
1. von vornherein auf eine Dauer von weniger als drei Monaten begrenzt ist
oder

2. bei einem früheren Arbeitgeber begründet wird, bei dem die Arbeitnehme-
rin oder der Arbeitnehmer während der letzten vier Jahre vor Aufnahme der
Beschäftigung mehr als drei Monate lang versicherungspflichtig beschäftigt
war; dies gilt nicht, wenn es sich um die befristete Beschäftigung besonders
betroffener schwerbehinderter Menschen handelt.
(7) 1 Arbeitslose, die Anspruch auf Arbeitslosengeld haben, dessen Dauer

nicht allein auf § 147 Absatz 3 beruht, und nach einer Arbeitslosigkeit von
sechs Wochen innerhalb einer Frist von drei Monaten noch nicht vermittelt
sind, haben Anspruch auf einen Aktivierungs- und Vermittlungsgutschein nach
Absatz 4 Satz 3 Nummer 2. 2 In die Frist werden Zeiten nicht eingerechnet, in
denen die oder der Arbeitslose an Maßnahmen zur Aktivierung und berufli-
chen Eingliederung sowie an Maßnahmen der beruflichen Weiterbildung teil-
genommen hat.
(8) Abweichend von Absatz 2 Satz 2 und Absatz 4 Satz 3 Nummer 3 darf

bei Langzeitarbeitslosen oder Arbeitslosen, deren berufliche Eingliederung auf
Grund von schwerwiegenden Vermittlungshemmnissen besonders erschwert
ist, die Teilnahme an Maßnahmen oder Teilen von Maßnahmen, die bei oder
von einem Arbeitgeber durchgeführt werden, jeweils die Dauer von zwölf
Wochen nicht überschreiten.

3 SGB III § 45 3. Buch. Arbeitsförderung
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§ 46 Probebeschäftigung und Arbeitshilfe für behinderte Menschen.
(1) Arbeitgebern können die Kosten für eine befristete Probebeschäftigung

behinderter, schwerbehinderter und ihnen gleichgestellter Menschen im Sinne
des § 2 des Neunten Buches1) bis zu einer Dauer von drei Monaten erstattet
werden, wenn dadurch die Möglichkeit einer Teilhabe am Arbeitsleben ver-
bessert wird oder eine vollständige und dauerhafte Teilhabe am Arbeitsleben zu
erreichen ist.
(2) Arbeitgeber können Zuschüsse für eine behindertengerechte Ausgestal-

tung von Ausbildungs- oder Arbeitsplätzen erhalten, soweit dies erforderlich
ist, um die dauerhafte Teilhabe am Arbeitsleben zu erreichen oder zu sichern
und eine entsprechende Verpflichtung des Arbeitgebers nach dem Teil 3 des
Neunten Buches nicht besteht.

§ 47 Verordnungsermächtigung. Das Bundesministerium für Arbeit und
Soziales wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung
des Bundesrates bedarf, das Nähere über Voraussetzungen, Grenzen, Pauscha-
lierung und Verfahren der Förderung nach den §§ 44 und 45 zu bestimmen.

Dritter Abschnitt. Berufswahl und Berufsausbildung

Erster Unterabschnitt. Übergang von der Schule in die Berufsausbildung

§ 48 Berufsorientierungsmaßnahmen. (1) 1 Die Agentur für Arbeit kann
Schülerinnen und Schüler allgemeinbildender Schulen durch vertiefte Berufs-
orientierung und Berufswahlvorbereitung fördern (Berufsorientierungsmaß-
nahmen), wenn sich Dritte mit mindestens 50 Prozent an der Förderung
beteiligen. 2 Die Agentur für Arbeit kann sich auch mit bis zu 50 Prozent an
der Förderung von Maßnahmen beteiligen, die von Dritten eingerichtet wer-
den.
(2) Die besonderen Bedürfnisse von Schülerinnen und Schülern mit sonder-

pädagogischem Förderbedarf und von schwerbehinderten Schülerinnen und
Schülern sollen bei der Ausgestaltung der Maßnahmen berücksichtigt werden.

§ 49 Berufseinstiegsbegleitung. (1) Die Agentur für Arbeit kann för-
derungsbedürftige junge Menschen durch Maßnahmen der Berufseinstiegs-
begleitung fördern, um sie beim Übergang von der allgemeinbildenden Schule
in eine Berufsausbildung zu unterstützen, wenn sich Dritte mit mindestens 50
Prozent an der Förderung beteiligen.
(2) 1 Förderungsfähig sind Maßnahmen zur individuellen Begleitung und

Unterstützung förderungsbedürftiger junger Menschen durch Berufseinstiegs-
begleiterinnen und Berufseinstiegsbegleiter, um die Eingliederung der jungen
Menschen in eine Berufsausbildung zu erreichen (Berufseinstiegsbegleitung).
2 Unterstützt werden sollen insbesondere das Erreichen des Abschlusses einer
allgemeinbildenden Schule, die Berufsorientierung und -wahl, die Suche nach
einer Ausbildungsstelle und die Stabilisierung des Berufsausbildungsverhältnis-
ses. 3 Hierzu sollen die Berufseinstiegsbegleiterinnen und Berufseinstiegsbeglei-
ter insbesondere mit Verantwortlichen in der allgemeinbildenden Schule, mit

3. Kapitel. Aktive Arbeitsförderung §§ 46–49 SGB III 3
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Dritten, die junge Menschen in der Region mit ähnlichen Inhalten unterstüt-
zen, und mit den Arbeitgebern in der Region eng zusammenarbeiten.
(3) 1 Die Berufseinstiegsbegleitung beginnt in der Regel mit dem Besuch der

Vorabgangsklasse der allgemeinbildenden Schule und endet in der Regel ein
halbes Jahr nach Beginn einer Berufsausbildung. 2 Die Berufseinstiegsbeglei-
tung endet spätestens 24 Monate nach Beendigung der allgemeinbildenden
Schule.
(4) Förderungsbedürftig sind junge Menschen, die voraussichtlich Schwie-

rigkeiten haben werden, den Abschluss der allgemeinbildenden Schule zu
erreichen oder den Übergang in eine Berufsausbildung zu bewältigen.
(5) Als Maßnahmekosten werden dem Träger die angemessenen Aufwen-

dungen für die Durchführung der Maßnahme einschließlich der erforderlichen
Kosten für die Berufseinstiegsbegleiterinnen und Berufseinstiegsbegleiter er-
stattet.

§ 50 Anordnungsermächtigung. Die Bundesagentur wird ermächtigt,
durch Anordnung das Nähere über Voraussetzungen, Art, Umfang und Ver-
fahren der Förderung zu bestimmen.

Zweiter Unterabschnitt. Berufsvorbereitung

§ 51 Berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen. (1) Die Agentur für Ar-
beit kann förderungsbedürftige junge Menschen durch berufsvorbereitende
Bildungsmaßnahmen fördern, um sie auf die Aufnahme einer Berufsausbildung
vorzubereiten oder, wenn die Aufnahme einer Berufsausbildung wegen in ihrer
Person liegender Gründe nicht möglich ist, ihnen die berufliche Eingliederung
zu erleichtern.
(2) 1 Eine berufsvorbereitende Bildungsmaßnahme ist förderungsfähig, wenn

sie
1. nicht den Schulgesetzen der Länder unterliegt und
2. nach Aus- und Fortbildung sowie Berufserfahrung der Leitung und der
Lehr- und Fachkräfte, nach Gestaltung des Lehrplans, nach Unterrichts-
methode und Güte der zum Einsatz vorgesehenen Lehr- und Lernmittel eine
erfolgreiche berufliche Bildung erwarten lässt.

2 Eine berufsvorbereitende Bildungsmaßnahme, die teilweise im Ausland
durchgeführt wird, ist auch für den im Ausland durchgeführten Teil för-
derungsfähig, wenn dieser Teil im Verhältnis zur Gesamtdauer der berufsvor-
bereitenden Bildungsmaßnahme angemessen ist und die Hälfte der vorgesehe-
nen Förderdauer nicht übersteigt.
(3) Eine berufsvorbereitende Bildungsmaßnahme kann zur Erleichterung der

beruflichen Eingliederung auch allgemeinbildende Fächer enthalten und auf
den nachträglichen Erwerb des Hauptschulabschlusses oder eines gleichwerti-
gen Schulabschlusses vorbereiten.
(4) Betriebliche Praktika können abgestimmt auf den individuellen Förder-

bedarf in angemessenem Umfang vorgesehen werden.

§ 52 Förderungsbedürftige junge Menschen. (1) Förderungsbedürftig
sind junge Menschen,

3 SGB III §§ 50–52 3. Buch. Arbeitsförderung


